
Philippe Montigny, Präsident
von ETHIC Intelligence, zertifi-
ziert die Bemühungen von Un-
ternehmen im Kampf gegen
Korruption und Geldwäsche.

baz: Herr Montigny, warum sind
Bodenschätze für viele Länder eher
ein Fluch denn ein Segen?

PHILIPPE MON-
TIGNY: Wenn in ei-
nem Land Boden-
schätze entdeckt
werden, hat die
Regierung, also
eine Handvoll
Leute, ein Mono-
pol. Zudem hat sie

grossen  Entscheidungsspiel-
raum bei der Wahl des Kon-
zerns, dem sie den Abbau an-
vertraut. Die Verhandlungen
sind oft intransparent. Dies sind
die idealen Voraussetzungen
für Korruption.

Gibt es keine Gesetze, die Beste-
chung verbieten?

(Lacht.) Bis vor wenigen Jahren
wurde Korruption von den
westlichen Staaten gefördert:
Wenn ein Unternehmen einen
afrikanischen Minister besto-
chen hatte, konnte es die Beste-
chungsgelder als «Werbungs-
kosten» bei der Steuer absetzen.
Erst 1997 hat sich das geändert.
In diesem Jahr wurde die
OECD-Konvention gegen Kor-
ruption verabschiedet. Mittler-
weile gibt es sechs derartige
Konventionen auf internationa-
ler Ebene.

Reicht das aus?
Neben Wirtschaft und Politik
muss auch die Öffentlichkeit

einbezogen werden. Das Pro-
blem ist das Misstrauen auf allen
Seiten. Firmen trauen Regierun-
gen nicht und Konkurrenten
schon gar nicht. Regierungen
trauen Firmen nicht und die Öf-
fentlichkeit traut sowieso weder
Politik noch Wirtschaft. Hier
kommt die ETHIC-Intelligence-
Zertifizierung ins Spiel, die wir
entwickelt haben. Unterneh-
men, die es mit dem Kampf ge-
gen Korruption und Geldwäsche
ernst meinen, können sich von
uns zertifizieren lassen. So wird
Misstrauen abgebaut.

Aber schaden sich Unternehmen
nicht selbst, wenn sie ihren Hand-
lungsspielraum einschränken und
sich zertifizieren lassen?

Darum geht es ja gerade. Kor-
ruptionsbekämpfung muss zu
einem Vorteil für Unternehmen
werden. Es geht also nicht nur
um die Vermeidung von straf-
rechtlichen Sanktionen, son-
dern auch um den Schutz des
Rufs. Die Finanzmärkte verlan-
gen eine Risikoprämie, wenn
Unternehmen die Korruptions-
bekämpfung vernachlässigen.

Gibt es Beispiele, wo solches Ver-
halten honoriert wird?

Im FTSE4Good (FTSE for
Good) Rating der «Financial Ti-
mes» und der Londoner Börse
wird nicht nur das soziale und
ökologische Verhalten von Un-
ternehmen berücksichtigt, son-
dern auch das Engagement ge-
gen Korruption. Unternehmen
haben nicht nur Kapital in Form
von Anlagen oder Patenten,
sondern auch ethisches Kapital,
das es zu mehren gilt.
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Regeln macht der Staat, oder?
Wie sich Banken oder die Holzindustrie selbst regulieren

«Korruption wurde gefördert»
Zertifizierung erhöht «ethisches Kapital» von Firmen
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Regeln werden immer öfter von den
Betroffenen selber gemacht. Weil die
demokratische Kontrolle fehlt, ist eine
kritische Öffentlichkeit nötig.

In den letzten Jahren hat die Bedeu-
tung nicht staatlicher Akteure bei der
Regelsetzung markant zugenommen, er-
klärte Prof. Mark Pieth am Donnerstag an-
lässlich einer Veranstaltung des Basel In-
stitute on Governance. Ein Grund für diese
Entwicklung ist die Globalisierung: Viele
Probleme lassen sich nur auf internationa-
ler Ebene regeln. So haben sich zwölf
grosse Banken Regeln zur Bekämpfung der
Geldwäscherei gegeben: die Wolfsberg-
Grundsätze. Private kommen aber auch
zum Zug, weil staatlichen Organisationen
die technische Kompetenz fehlt. Das Inter-

net wird nicht von der UNO, sondern von
einem Konsortium aus Unternehmen, Ent-
wicklern und Nutzern «regiert» (ICANN).
Auch Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) als Vertreter der Zivilgesellschaft
gewinnen an Bedeutung. So ist Transpa-
rency International ein wichtiger Akteur im
Kampf gegen Korruption.

Um die Einhaltung von Regeln sicher-
zustellen, gibt es drei Ansätze: Strafen, An-
reize und Transparenz, erläuterte Prof. Dr.
Edith Brown Weiss, Vorsitzende des In-
spektionskomitees der Weltbank. So sind
die Schmiergeldzahlungen von Siemens
nicht nur strafrechtlich relevant, sondern
haben auch Siemens’ Ruf beschädigt. Im-
mer öfter setzt auch der Staat Vereinba-
rungen zwischen nicht staatlichen Organi-
sationen durch: Generalarbeitsverträge

werden zwischen Gewerkschaften und
Arbeitgeberorganisationen ausgehandelt
und anschliessend vom Staat für allge-
meinverbindlich erklärt. Es findet eine Ko-
Regulierung statt.

DEMOKRATIEDEFIZIT. Trotzdem leiden Re-
gelungen nicht staatlicher Akteure aber an
einem Demokratiedefizit. Ihnen fehlt die
Legitimität von Gesetzen. Bei Selbst-Regu-
lierung von Unternehmen wie im Fall der
Wofsberg-Grundsätze der Banken besteht
zudem der Verdacht, das sich die Akteure
mit einer Minimalregulierung von gesetz-
geberischen Initiativen «freikaufen» wol-
len. Diesem Misstrauen der Öffentlichkeit
müssen die Akteure begegnen, indem sie
allen Betroffenen die Funktionsweise und
die Resultate ihrer Regelung transparent
darstellen.

Staatliche und nicht staatliche Regeln
ergänzen sich vielfach, wie das Beispiel der
Extractive Industry Transparency Initia-
tive (EITI) zeigt. EITI wurde von der briti-
schen Regierung initiiert, um das Finanz-
gebaren von Minengesellschaften transpa-
renter zu gestalten. Ergänzt wird EITI
durch ein NGO, das Minengesellschaften
darauf verpflichten will, Zahlungen an
Entwicklungsländer offenzulegen («Pu-
blish What You Pay»).

Die Bedeutung von Regeln nicht staat-
licher Akteure wird also weiter zunehmen.
Sie sind ein Instrument, um der zuneh-
menden Komplexität der Welt zu begeg-
nen. Wichtig ist aber die kritische Anteil-
nahme der Öffentlichkeit, insbesondere
der Medien, um dem Legitimationsdefizit
zu begegnen.
Links zu den Organisationen sind zu finden unter:
> www.baz.ch/go/non-state

Holzlabel. FSC zeichnet Holz aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern aus. Foto Keystone


